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1. Amtliche Bekanntmachung der Stadt Hilden über
die Aufstellu ng des Bebauungsplanes Nr. 215
und der 20. Änderung des Flächennutzungspla-
nes für den räumlichen Geltungsbereich des
Bebauungsplanes Nr. 215 (Bereich Weststr.)

Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung v om
19.06.1996 gemäß dem Baugesetzbuch v om
08.12.1986 (BGBl. I S. 2253) f olgendes beschlossen:

1. die Auf stellung gem. § 2 Abs. 1 und 4 Baugesetz-
buch (BauGB) v om 08.12.1986 (BGBl. I S. 2253)

1.1 des Bebauungsplanes Nr. 215.
Das Plangebiet wird begrenzt v on der West-
straße, der östlichen Grenze des Flurstückes
479, der Itter und der westlichen Grenze des
Flurstückes 520. Die genannten Flurstücke
liegen in der Flur 15 der Gemarkung Hilden.

1.2 der 20. Änderung des Flächennutzungspla-
nes f ür den räumlichen Geltungsbereich des
Bebauungsplanes Nr. 215.

2. die Auf hebung gemäß § 2 Abs. 1 und 4 Bauge-
setzbuch des Auf stellungsbeschlusses sowie des
Beschlusses zur öf f entlichen Auslegung des
Stadtent

wicklungsausschusses v om 06.12.1995 zum Bebau-

ungsplan Nr. 215 mit einem kleineren Plangebiet.

Der Beschluß  des Rates der Stadt Hilden wird
hiermit zur allgemeinen Kennt n is gebracht mit
dem Hinweis darauf , daß gem. § 15 Baugesetz-
buch (BauGB) zur Sicherung der künf tigen Pla-
nung die Entscheidungen über Bauanträge oder
Anträge auf  Erteilung einer Teilungsgenehmigung
bis zu einem Zeitraum v on 12 Monaten zurück-
gestellt werden können.

Auf  den zur Orientierung v eröf f entlichten Kartenaus-
schnitt wird hiermit hingewiesen.

Hilden, den 1.8.1996
Der Bürgermeister
Günter Scheib

Bekanntmachungsanordnung

Die Veröf f entlichung v orstehender Bekanntmachung
wird hiermit angeordnet.

Hilden, den 1.8.1996
Der Bürgermeister
Günter Scheib
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2. Amtliche Bekanntmachung der Stadt Hilden über
die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes
Nr. 78 D (Bereich Luisenstr./Dorothea-Erxleben-
Str.)

Der Rat der Stadt Hilden hat in se iner Sitzung am
19.06.96 gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)
v om 8.12.1986 (BGBl. I S. 2253) f olgendes be-
schlossen:

die öf f entliche Auslegung des
Bebauungsplanes Nr. 78 D 

Das Plangebiet liegt südliche der Luisenstraße und
erstreckt sich bis zur Dorothea-Erxleben-Straße. Im
einzelnen handelt es sich um die Grundstücke 
Gemarkung Hilden, Flur 50, 
Flurstücke 80, 82, 99, 663, 662, 786, 923, 936,

968, 971 und 974 

sowie teilweise das Flurstück 119.

Der oben genannten Plan liegen einschließl ic h Be-
gründung in der Zeit v om

19. August bis einschl. 20. September 1996

während der Dienststunden beim Planungsamt der
Stadt Hilden im Verwaltungsgebäude Am Rathaus 1,
4. Etage, Zimmer 424, zu jedermanns Einsicht aus.
Es wird darauf  hingewiesen, daß Bedenken und Anre-

gungen gegen die Planungsmaßnahme während der
Zeit der Auslegung v orgebracht werden können.

Im Zusammenhang mit dem Datenschutz wird aus-
drücklich darauf  hingewies en,  daß ein Bauleitplan-
v erf ahren ein öf f entliches Verf ahren ist und daher in
der Regel alle dazu eingehenden Bedenken und/oder
Anregungen im Originalzustand (Kopien) in öf f entli-
chen Sitzungen (Fachausschüsse und Rat) beraten
und entschieden werden, sof ern sich nicht aus der
Art der Bedenken / Anregungen oder der Person des
Betrof f enen ausdrückliche oder of f ensichtliche Ein-
schränkungen ergeben.

Auf  den zur Orientierung v eröf f entlichten Kartenaus-
schnitt wird hingewiesen.

Hilden, den 31.7.1996
Der Bürgermeister
Günter Scheib

Bekanntmachungsanordnung:

Die Veröf f entlichung v orstehender Bekanntmachung
wird hiermit angeordnet.

Hilden, den 31.7.1996
Der Bürgermeister
Günter Scheib
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3. Amtliche Bekanntmachung der Stadt Hilden über
die Genehmigung der 10. Flächennutzungsplan-
änderung sowie die Durchführung des Anzeige-
verfahrens für den Bebauung splan Nr. 39 - 11.
Änderung  für den Bereich Schulstraße/ Süd-
straße

A) Die Bezirksregierung Düsseldorf  hat die 10. Flä-
chennutzungsplanänderung, Beschluß des Rates
v om 05.07.1995, gemäß § 6 Bauges etzbuch
(BauGB) v om 08.12.1986 (BGBl. I S. 2253) ohne
Auf lagen mit Datum v om 14.06.1996, Az.: 35.2. -
11.21 (Hilden 10) genehmigt.

B) Die Bezirksregierung Düsseldorf  hat bezüglich des
Bebauungsplanes Nr. 39 - 11. Änderung, Sat-
zungsbeschluß des Rates v om 05.07.1995, mit
Verf ügung v om  14.06.1996, Az.: 35.2 - 12.21
(Hilden 39) keine Verletzung v on Rechtsv orschrif -
ten im  Sinne v on § 11 Abs. 3 Baugesetzbuch
(BauGB) geltend gemacht.

Das Plangebiet der o. g. Bauleitpläne liegt im Bereich
Schulstraße/ Südstraße und erf aßt im 
Flur 49 die Flurstücke 735,  736, 742,  741,  743,

744, 260, 261, 262, 279,
280, 709, 710, 711 und 712.

Hinweise:

1. Auf  die Vorschrif ten des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
und Abs. 4, des Baugesetzbuches (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung v om 08.12.1986
(BGBl. I S. 2253) über die f ristgemäße Geltend-
machung etwaiger Entschädigungsansprüche f ür
Eingrif f e in eine bisher zulässige Nutzung durch
den Bebauungsplan Nr. 39 - 11. Änderung und
über das Erlöschen v on Entschädigungsansprü-
chen wird hingewiesen.

2. Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 und 2
BauGB bezeichneten Verf ahrens- und Formv or-
schrif ten sowie Mängel der Abwägung ist gemäß
§ 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB f ür die Recht-
wirksamkeit der 10. Flächennutzungsplanänderung
und des Bebauungsplanes Nr. 39 -  11. Änderung
unbeachtlich, wenn sie nicht in Fällen des § 215
Abs. 1 Nr. 1 BauGB innerhalb eines Jahres , in
Fällen des § 215 Abs. 1 Nr. 2 BauGB innerhalb
v on sieben Jahren seit dieser Bekanntmachung
schrif tlich oder zur Nieders chrif t gegenüber der
Stadt Hilden - P lanungsamt - geltend gemacht
worden ist. Der Sachv erhalt, der die Verletzung
oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

3. Hinweise gemäß § 4 Abs. 5 der Gemeindeordnung
NW in der Fassung der Bekanntmachung v om

13.08.1984 in Verbindung mit § 7 Abs. 6 der Ge-
meindeordnung (NW) in der Fassung der Bekannt-
machung v om 14.07.1994.

Eine Verletzung v on Verf ahrens- und Formv orschrif -
ten beim Zustandekommen der o. g. Bauleitpläne
kann nach Ablauf  eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei
denn
a) eine v orgeschriebene Genehmigung f ehlt,
b) die Baule i tpläne sind nicht ordnungsgemäß öf -

f entlich bekanntgemacht worden,
c) der Stadtdirektor hat den betref f enden Ratsbe-

schluß v orher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verf ahrensmangel ist gegenüber

der Stadt Hilden - Planungsamt - v orher gerügt
und dabei die v erletzte Rechtsv orschrif t und die
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er-
gibt.

Die Vorschr i f ten des § 215 Abs. 3 BauGB bleiben
unberührt. 

Die o. g. Bauleitpläne werden mit Begründung bzw.
Erläuterungsbericht im Verwaltungsgebäude Am Rat-
haus 1, 3. Etage, Zimmer 328, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über
den Inhalt der Pläne und der Begründung bzw. des
Erläuterungsberichtes wird auf  Verlangen Auskunf t
gegeben. 

Die Durchf ührung des Anzeige- bzw.  Genehmigungs-
v erf ahrens  f ür  den Bebauungsplan  Nr. 39 -  11.
Änderung, sowie die 10. Änderung des Flächennut-
zungsplanes, Ort und Zeit der Auslegung sowie die
auf grund des Baugesetzbuches und der Gemeinde-
ordnung NW erf orderlichen Hinweise werden hiermit
öf f entliche bekanntgemacht. 

Mit  dieser Bekanntmachung treten der Bebauungs-
plan Nr. 39 - 11. Änderung und die 10.Änderung des
Flächennutzungsplanes gem. § 12 BauGB bzw. §6 (5)
BauGB in Kraf t.

Auf  den zur Orientierung v eröf f entlichten Kartenaus-
schnitt wird hingewiesen.

Hilden, den 8.8.1996
Günter Scheib
Bürgermeister

Bekanntmachungsanordnung:

Die Veröf f entlichung v orstehender Bekanntmachung
wird hiermit angeordnet.



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 11/96 - Seite 6

N:\Amtsblatt\1996\!Amtsblatt Nr. 11-96.wpd

Hilden, den 8.8.1996
Günter Scheib
Bürgermeister

4. Amtliche Bekanntmachung der Stadt Hilden über
die Durchführung des Anzeigeverfahrens für den
Bebauungsplan Nr. 227 - Verkehrsfläche Kölner
Straße

Die Bezirksregierung Düsseldorf  hat bezüglich des
Bebauungsplanes Nr. 227, Satzungsbeschluß des
Rates am 13.12.1995, mit Verf ügung v om
20.05.1996, Az.: 35.2 - 12.21 (Hilden 227) keine Ver-
letzung v on Rechtsv orschrif ten im Sinne v on § 11
Abs. 3 Baugesetzbuch geltend gemacht.

Das Plangebiet umf aßt die öf f entliche Verkehrsf lä-
che der Kölner Straß e zwischen Richrather Straße
und der Kreuzung mit der Lindenstraße, der Straße
An den Linden und dem Ohligser Weg

Hinweis:
1. Auf  die Vorschrif ten des § 44 Abs. 3 Satz 1 und

2 und Abs. 4 des Baugetzbuches (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung v om 08.12.1986
(BGBl. I S. 2253) über die f ristgemäße Geltend-
machung etwaiger Entschädigungsansprüche f ür
Eingrif f e in eine bisher zulässige Nutzung durch
den Bebauungsplan Nr. 227 und über das Erlö-
schen v on Entschädigungsansprüchen wird hin-
gewiesen.

2. Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 und 2
BauGB bezeichneten Verf ahrens- und Formv or-
schrif ten sowie Mängel der Abwägung sind gem.
§ 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB f ür die Rechts-
wirksamkeit des Bebauungsplanes Nr. 227 unbe-
achtlich, wenn sie nicht in Fällen des  § 215 Abs.
1 Nr. 1 BauGB innerhalb eines Jahres in Fällen
des § 215 Abs. 1 Nr. 2 BauGB innerhalb sieben
Jahren seit Bekanntmachung des Bebauungs-
planes Nr. 227 schrif tlich oder zur Niederschrif t
gegenüber der Stadt Hilden - Planungsamt - gel-
tend gemacht worden sind. Der Sachv erhalt, der
die Verletzung oder den Mangel begründen soll,
ist darzulegen.

3. Eine Verletzung v on Verf ahrens- oder Form-
v orschrif ten der Gemeindeordnung NW beim
Zustandekommen des Bebauungsplanes Nr.
227 kann nach Ablauf  eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn, 

a) eine v orgeschriebene Genehmigung f ehlt,
b) der Bebauungsplan Nr. 227 ist nicht ordnungs-

gemäß öf f entlich bekanntgemacht worden,
c) der Stadtdirektor hat den betref f enden Ratsbe-

schluß v orher beanstandet oder
d) der Form- oder Verf ahrensmangel ist gegenüber

der Stadt Hilden - Planungsamt - v orher gerügt
und dabei die v erletzte Rechtsv orschrif t und die
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er-
gibt.

Die Vorschrif t en des § 215 Abs. 3 BauGB bleiben
unberührt. 

Der  o. g. Bebauungsplan  wird mit Begründung im
Verwaltungsgebäude Am Rathaus 1, 3. Etage, Zim-
mer 328, während der Dienststunden zu jedermanns
Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Planes
wird auf  Verlangen Auskunf t gegeben. 

Die Durchf ührung des Anzeigev erf ahrens  f ür den
Bebauungsplan Nr. 227, Ort und Zeit der Auslegung
sowie die auf grund des  Baugesetzbuches und der
Gemeindeordnung NW erf orderlichen Hinweise wer-
den hiermit öf f entliche bekanntgemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan
Nr. 227 gem. § 12 BauGB in Kraf t.

Auf  den zur Orientierung v eröf f entlichten Kartenaus-
schnitt wird hingewiesen.

Hilden, den 8.8.1996
Günter Scheib
Bürgermeister

Bekanntmachungsanordnung:

Die Veröf f entlichung v orstehender Bekanntmachung
wird hiermit angeordnet.

Hilden, den 8.8.1996
Günter Scheib
Bürgermeister
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5. Amtliche Bekanntmachung der ordnungsbehörd-
lichen Verordnung über die Aufhebung und Ver-
kürzung der Sper r zeit für Schank- und Speise-
wirtschaften in der Stadt Hilden (Hildener Sperr-
zeitverordnung) vom 1.7.1996

Auf grund der § 27 - 38 des Gesetzes über Auf bau
und Bef ugnisse der Ordnungsbehörden (OBG) - in der
Fassung der Bekanntmachung v om 19.05.1980 - und
der §§ 1, 2 und 18 der Verordnung zur  Ausf ührung
des Gaststättengesetzes (Gaststättenv erordnung -
GastV) v om 20.04.1971 in der zur Zeit geltenden
Fassung, wird v on der Stadt Hilden als örtlicher Ord-
nungsbehörde gem. dem Beschluß des Rates v om
19.06.1996 f ür das Gebiet der Stadt Hilden v erord-
net:

§ 1

Die Sperrzeit wird f ür f olgende Nächte allgemein auf -
gehoben:
a) in der Silv esternacht (v om 31.12. zum 01.01.),
b) zwis c hen Donnerstag v or Rosenmontag und

Aschermittwoch.

Die allgemeine Sperrzeit wird in der Nacht v om
30.04. zum 01.05. (Tanz in den Mai) auf  3.00 Uhr bis
7.00 Uhr v erkürzt.

§ 2

Die Ordnungs behörde kann bei Vorliegen eines öf -
f entlichen Bedürf nisses oder besonderer örtlicher
Verhältnisse zur Abwehr v on Gef ahren f ür die öf f ent-
liche Sicherheit oder Ordnung im einzelnen Falle
durch behördlichen Verwaltungsakt anordnen, daß die
Vorschrif ten des § 1 der Verordnung auf  einzelne
Betriebe keine Anwendung f inden.

§ 3

Das v orsätzliche oder f ahrlässige Z uwiderhandeln
gegen die in § 1 Abs. 2 f estgesetzte Sperrzeit kann
gem. § 28 Abs. 1 Zif f ern 6 und 12, Abs. 2 Zif f er 4
und Absatz 3 des Gaststättengesetzes v om
05.05.1970 (Bundesgesetzblatt I Seite 465) mit Geld-
buße bis zu 10.000,00 DM geahndet werden.

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraf t.

Hinweis:
Eine Verletzung v on Verf ahrens- oder Formv orschrif -
ten der Gemeindeordnung beim Zustandekommen
dieser Verordnung ist unbeachtlich, wenn sie nicht

innerhalb eines Jahres seit Inkraf ttreten geltend ge-
macht worden ist. Dies gilt nicht, wenn
a) die v orgeschriebene Genehmigung f ehlt,
b) die Verordnung nicht ordnungsgemäß öf f entlich

bekanntgemacht worden ist,
c) der Stadtdirektor den Ratsbeschluß v orher be-

anstandet hat oder
d) der Form- oder Verf ahrensmangel gegenüber

der Gemeinde v orher gerügt und dabei die v er-
letzte Rechtsv orschrif t und die  Tatsache be-
zeichnet worden ist, die den Mangel ergibt.

Die v orstehende Ordnungsbehördliche Verordnung
wird hiermit in v ollem W ortlaut öf f entlich bekannt-
gemacht.

Hilden, den 1.7.1996
Der Stadtdirektor
als örtliche Ordnungsbehörde
Dr. Göbel

6. Amtliche Bekanntmachung des Umlegungsaus-
schusses der Stadt Hilden
hier: U 21 (Bereich Heiligen-, Mittel-, Kirchhof-
und Kolpingstr.)

Der Umlegungsausschuß hatte auf  Anordnung des
Rates der Stadt Hilden am 18.01.1979 f ür den Plan-
bereich des Bebauungsplanes Nr. 14, 1. Änderung,
das Umlegungsv erf ahren U 21 eingeleitet. Das Um-
legungsgebiet umf aßte den Bereich Heiligen-, Mittel-,
Kirchhof - und Kolpingstraße. 

Inzwischen wurden Teile dieses Bereiches f reigelegt
und neu geordnet. 

Mit Beschluß v om 12.12.1991 wurde die Umlegung
dann auf gehoben, jedoch mit dem Vorbehalt, zu ge-
gebener Zeit ein Umlegungsv erf ahren erneut einzulei-
ten, wenn f ür die noch erf orderliche Bodenordnung
eines Teilbereiches der Bebauungsplan erneut geän-
dert wird.

Diese Voraussetzung liegt nun v or und s o hat der
Umlegungsausschuß der Stadt Hilden in seiner Sit-
zung am 29.07.1996 die erneute Einleitung der Umle-
gung gemäß § 47 Baugesetzbuch wie f olgt beschlos-
sen: 

Gemäß Bebauungsplan Nr. 14 A, 1. Änderung, wird
zur Erschließung und Neuges taltung des Eckberei-
ches Am Kronengarten, Kirchhof straße und Kolpings-
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traße nach den §§ 45 f f  Baugesetzbuch in der Fas-
sung v om 8.12.1986 (BGBl. I S. 2253) die Umlegung
eingeleitet. 

Das Umlegungsgebiet wird begrenzt im Norden durch
die Straße Am Kronengarten, im Osten und Westen
durch die Grundstücke Kirchhof straße 14a-20, im
Süden und Westen entlang der südlichen und westli-
chen Grenze des Grundstückes Flur 49,  Flurstück
413. 

In dem Umlegungsgebiet, das die Bezeichnung "U 21
A" erhält, liegen die nachstehend im einzelnen auf ge-
f ührten Grundstücke: 

Gemarkung Hilden,

Flur 49, Flurstücke 138, 413, 569, 582, 583 und 890.

Dieser Umlegungsbeschluß wird hiermit gemäß § 50
Abs.1 Baugesetzbuch bekannt gemacht. 

Der Umlegungsausschuß behält sich v or, im Lauf e
des Verf ahrens das Umlegungsgebiet zu unterteilen
oder Teilumlegungsgebiete wieder zu einem einheitli-
chen Umlegungsgebiet zusammenzuf as sen, f alls
dies im Interesse einer möglichst ras c hen und rei-
bungslosen Abwicklung der Umlegung als zweck-
mäßig erweisen sollte.

II.Auf f orderung zur Anmeldung v on Rechten

Im Umlegungsv erf ahren sind nach § 48 BauGB Be-
teiligte:

1. die Eigentümer der am Umlegungsgebiet gelege-
nen Grundstücke, 

2. die  Inhaber eines im Grundbuch eingetragenen
oder durch Eintragung gesicherten Rechts an ein
im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstück oder
an einem das Grundstück belastenden Recht, 

3. die Inhaber eines nicht im Grundbuch eingetrage-
nen Rechts an dem Grundstück oder an einem
das Grundstück belas t enden Recht, eines An-
spruchs mit dem Recht auf  Bef riedigung aus
dem Grundstück oder eines persönlichen Rechts,
das zum Erwerb,  zum Besitz oder zur Nutzung
des Grundstücks berechtigt oder den Verpf lichte-
ten in der Benutzung des Grundstücks be-
schränkt, 

4. die Stadtgemeinde Hilden. 

Die zu Zif f er 3 bezeichneten Personen werden zu
dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem die Anmeldung ihres
Rechts der Umlegungsstelle zugeht. Die Anmeldung

kann bis zur Beschlußf assung über den Umlegungs-
plan erf olgen. 

Die Inhaber v on Rechten, die aus dem Grundbuch
nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Umle-
gungsv erf ahren berechtigen, werden hiermit gem. §
50, Abs. 2 Baugesetzbuch auf gef ordert, diese Rech-
te innerhalb eines Monats nach d ieser Bekanntma-
chung bei der Geschäf tsstelle des Umlegungsaus-
schusses anzumelden. Werden diese Rechte erst
nach dieser Frist angemeldet, so muß der Berechtig-
te die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen
gegen sich gelten lassen, wenn der Umlegungsaus-
schuß dies bestimmt. 

Der Inhaber eines aus dem Grundbuch nicht ersicht-
lichen Rechts, das zur Beteiligung am Umlegungs-
v erf ahren berechtigt, muß die Wirkung eines v or der
Anmeldung eingetragenen Fristablauf es ebenso ge-
gen sich gelten lassen, wie der Beteiligte, demgegen-
über die Frist durch diese Bekanntmachung zuerst in
Lauf  gesetzt worden ist. 

Bestehen Zweif el an einem angemeldeten Recht, so
wird der Umlegungsausschuß dem Anmeldenden
unv erzüglich eine Frist zur Glaubhaf tmachung seines
Rechtes setzen. Nach f ruchtlosem Ablauf  der Frist
ist er bis zur Glaubhaf tmachung seines Rechtes
nicht mehr zu beteiligen. Auc h er muß alsdann die
bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gegen
sich ge l ten lassen, wenn der Umlegungsausschuß
dies bestimmt. 

III.Verf ügungs- und Veränderungssperre

Von der Bekanntmachung des Umlegungsbeschlus-
ses bis zur Bekanntmachung der Unanf echtbarkeit
des Umlegungsplanes nach § 71 BauGB dürf en nach
§ 51 Baugesetzbuch im Umlegungsgebiet nur  mit
schrif tlicher Genehmigung der Umlegungsstelle

1. ein Grundstück geteilt oder Verf ügungen über ein
Grundstück und über Rechte an einem Grund-
stück getrof f en oder Vereinbarungen abgeschlos-
sen werden, durch die einem anderen ein Recht
zum Erwerb, zur Nutzung oder Bebauung eines
Grundstückes oder Grundstücksteils eingeräumt
wird, oder  Baulasten neu begründet, geändert
oder auf gehoben werden; 

2. erhebliche Veränderungen die Erdoberf läche oder
wesentlich wertsteigernde, sonstige Veränderun-
gen der Grundstücke v orgenommen werden; 

3. nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzei-
gepf lichtige, aber wertsteigernde bauliche Anla-
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generrichtet oder wertsteigernde Änderungen sol-
cher Anlagen v orgenommen werden; 

4. genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-
pf lichtige bauliche Anlagen erricht et oder geän-
dert werden. 

Vorhaben, die v or dem Inkraf ttreten der Verände-
rungssperre baurechtlic h genehmigt worden sind,
Unterhaltungsarbeiten und die Fortf ührung einer bis-
her aus geübten Nutzung werden v on der Verände-
rungssperre nicht berührt. 

IV.Vorarbeiten auf  Grundstücken

Eigentümer und Besitzer haben nac h §209 Bauge-
setzbuch zu dulden, daß Beauf tragte der Stadt Hilden
oder des U m legungsausschusses der Stadt Hilden
zur Vorbereitung der v on ihnen zu tref f enden Maß-
nahmen Grundstücke betreten und Vermessungen
oder ähnliche Arbeiten ausf ühren. 

V.Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluß über die Einleitung der Umle-
gung (Umlegungsbeschluß) kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntmachung v on den Beteiligten Wi-
derspruch erhoben werden. 

Der Widerspruch ist schrif tlich oder zur Niederschrif t
bei der Geschäf tsstelle des Umlegungsausschusses
der St adt  H i lden, Am Rathaus 1, Zimmer 330, 3.
Obergeschoß, zu erheben. 

Hilden, den 29.07.1996
Der Vorsitzende
Dr. Wiesmann 


